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Rechtssatz 

Es trifft zwar zu, dass die Behörde keine Verpflichtung trifft, zum Zweck der Rekonstruktion von 
Aufzeichnungen, die vom Dienstgeber rechtswidrigerweise nicht geführt worden sind, ein Ermittlungsverfahren 
durchzuführen (Hinweis: E 21. Juni 2000, 95/08/0050). Dies entbindet die Behörde aber nicht davon, die 
Ausübung ihres Ermessens bei der Schätzung zu begründen. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, ob und 
welche anderen Unterlagen betreffend die an die Dienstnehmer geleisteten Zahlungen vom geprüften 
Dienstgeber zur Verfügung gestellt wurden und ob diese Unterlagen insoweit ausreichend sind, dass eine darauf 
gestützte vergleichsweise Schätzung der Wirklichkeit näher kommt als die Heranziehung von Fremddaten. Das 
Ziel der Schätzung ist nämlich, diejenigen Beitragsgrundlagen zu ermitteln, die die größte Wahrscheinlichkeit 
der Richtigkeit für sich haben (Hinweis zu § 184 BAO: E 28. Juni 2012, 2009/15/0201). Im Übrigen müssen die 
bei der Schätzung herangezogenen Grundlagen in einem einwandfreien Verfahren ermittelt werden, wobei auch 
Parteiengehör zu gewähren und auf sachdienliche Behauptungen der Partei einzugehen ist. Auch die 
Schätzungsergebnisse unterliegen der Pflicht zur Begründung. Die Begründung hat unter anderem die 
Schätzungsmethode, die der Schätzung zu Grunde gelegten Sachverhaltsannahmen und die Ableitung der 
Schätzungsergebnisse darzulegen (Hinweis: E 7. September 2005, 2003/08/0185, E 16. Februar 2011, 
2007/08/0173). 


